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«Völkerrechtlich
ist für mich klar,
dass Russland
aufgrund des
völkerrechts
widrigen Angriffs
der Ukraine
Schadenersatz
schuldet»:
FDPVize
präsident
Andrea Caroni.
Foto: Keystone

«Die Schweiz
soll nicht erst
unter Druck

reagieren und
damit eine
schädliche
Kampagne

gegen das Land
riskieren»:

SPCo
Präsidentin

Mattea Meyer.
Foto: Keystone

Denis von Burg, Adrian
Schmid und Cyrill Pinto

Die Schweiz soll Vermögen von
sanktionierten russischen Per-
sonen und Unternehmen nicht
nur einfrieren, sondern enteig-
nen und der Ukraine für den
Wiederaufbau des Landes über-
geben. Das fordert jetzt die Sozi-
aldemokratische Partei und er-
hält Unterstützung bis weit ins
bürgerliche Lager.

NächsteWochewird die SP im
Nationalrat eine Motion einrei-
chen, die verlangt, dass die
Schweiz autonom Gelder von
sanktionierten Personen nicht
nur einfrieren, sondern «einzie-
hen und einem bestimmten
Zweck zuführen kann». Insbe-
sondere soll es möglich sein, die
«Vermögenswerte Putin-naher
Oligarchen in die internationa-
len Bemühungen zum Wieder-
aufbau der Ukraine einfliessen
zu lassen», bestätigt SP-Co-Prä-
sidentin Mattea Meyer die For-
derung ihrer Partei. Meyer: «Ei-
nes Tages wird sich die Frage
nach der Finanzierung desWie-
deraufbaus ukrainischer Infra-
strukturen stellen. Und es ist
kaum vorstellbar, dass sich die
Russische Föderation bereit er-
klären wird, Reparationen zu
zahlen. Deshalbmüssen die ein-
gezogenenVermögenverwendet
werden können.»

Das wäre ein Tabubruch in der
Schweizer Sanktionspolitik.
Dass eingefrorene Vermögen
dauerhaft behalten und nicht
mindestens einer legitimen Re-
gierung im Herkunftsland zu-
rückerstattetwerden, ist im Em-
bargogesetz nicht vorgesehen.
Doch fürMeyer ist der Zeitpunkt
gekommen, einen neuenWeg zu
gehen,weil der Schweiz im Um-
gang mit den russischen Ver-
mögen eine besondere Verant-
wortung zukomme. Meyer: «In
der Schweiz liegen überdurch-
schnittlich viele Vermögen von
sanktionierten russischen Olig-
archen. Es ist nur richtig, dass
diese dem Land zugutekommen,
welches gerade von Putin zer-
stört wird.»

In erster Linie Gelder der
Führungsriege umPutin
Man geht davon aus, dass in der
Schweiz russische Vermögen in
der Höhe von 200 Milliarden
Franken liegen. Seit dem russi-
schenAngriff auf die Ukraine ha-
ben die Behörden 7,5Milliarden,
die Putin-nahen Kreisen gehö-
ren, aufspüren und blockieren
können. Experten gehen davon
aus, dass nochvielmehr zu sank-
tionierendeVermögen in schwer
durchschaubaren Konstrukten
zu finden wären.

Angesichts dieser Zahlenwa-
gen jetzt auch bürgerliche Poli-

tiker denTabubruch und schlies-
sen sich der Forderung der SP
an.Andrea Caroni, FDP-Vizeprä-
sident und Spezialist für Rechts-
fragen und Aussenpolitik, sagt:
«Völkerrechtlich ist für mich
klar, dass Russland aufgrund des
völkerrechtswidrigen Angriffs
der Ukraine Schadenersatz
schuldet. Ich unterstütze es,
wenn wir die konfiszierten Gel-
der aus Russland als eine Art
Akontozahlung für denWieder-
aufbau verwenden.»

In erster Linie seien dabeiMit-
tel einzusetzen, die «klar dem
russischen Staat und der Füh-

rungsriege umPutin zugeordnet
werden können», sagt Caroni.
PrivateVermögen einfach einzu-
ziehen, sei dagegen heikel. Die-
sen Leuten müsse man zumin-
dest dieMöglichkeit einräumen,
sich definitiv von Putin loszusa-
gen, umvon den Sanktionslisten
gestrichen zu werden.

DerWiederaufbauwird
sehr viel Geld kosten
Der ukrainische Botschafter in
der Schweiz «befürwortet die Be-
strebungen, beschlagnahmte
russische Gelder für denWieder-
aufbau in der Ukraine einzuset-

zen».Die Bevölkerung in derUk-
raine brauche das Gefühl, dass
es nach dem Krieg weitergehe,
sagt Artem Rybchenko.

Überhaupt ist man in der Po-
litik inzwischen der Meinung,
dass die Schweiz diesen Schritt
ohnehin früher oder später ma-
chen müsse. «Die Schweiz soll
nicht erst unter Druck reagieren
und damit eine schädliche Kam-
pagne gegen das Land riskieren»,
sagt Meyer und fordert deshalb
Tempo.

Tatsächlich ist die Kampagne,
wenn auch indirekt, bereits an-
gelaufen.DieseWoche hat in den

USA die Helsinki-Kommission
scharfe Kritik geübt. Die Schweiz
sei nicht nur eine führende Hel-
ferin von Wladimir Putin und
seinen Kumpanen, sondern seit
langem als Destination für
Kriegsverbrecher und Kleptokra-
ten bekannt, um Beute zu ver-
stauen, liess sie verlauten.Wenn
die Schweiz konfiszierte Gelder
für denWiederaufbau freigeben
würde, könnten die Gemüter in
denUSAwomöglich schon etwas
besänftigt werden.
Und die USA gehen bei der Ent-
eignung russischer Vermögens-
werte schon zügig voran. Präsi-
dent Joe Biden hat letzte Woche
eineVorlage in den Kongress ge-
schickt, um das Gesetz so zu än-
dern, dass die Amerikaner Gel-
der von russischen Oligarchen
konfiszieren und zur Finanzie-
rung desWiederaufbaus derUk-
raine verwenden können.

Zuvor hatten bereits renom-
mierte Ökonomen des Centre for
Economic Policy Research
(CEPR) in einem Plan für den
Wiederaufbau der Ukraine ähn-
liche Vorschläge gemacht. Klar
ist, dass der Wiederaufbau der
Ukraine sehr viel Geld kosten
wird. Der ukrainische Premier-
ministerDenis Schmihal schätzt
die Kosten auf 600 Milliarden
Dollar,wie er kürzlich sagte.Und
das dürfte noch vorsichtig ge-
rechnet sein.

Schweizer Oligarchengeld für die Ukraine
Sanktionen SP und bürgerliche Politiker fordern, dass eingefrorene russische Vermögen enteignet

und für denWiederaufbau verwendet werden.

Anwaltsgeheimnis gerät ins Wanken

Die scharfe Kritik der Helsinki
Kommission der USA an der
Schweizer Sanktionspolitik zeigt
erste Wirkung: Bei der Meldung
von Vermögenswerten sanktio
nierter Personen könnte das
Anwaltsgeheimnis fallen. Selbst
Bürgerliche sehen den Handlungs
bedarf. «Heute ist nicht eindeutig,
was vorgeht, das Sanktionsregime
oder das Anwaltsgeheimnis.
Das müssen wir klären», sagt
FDPVizepräsident und Rechts
anwalt Andrea Caroni.

Der grüne Nationalrat Raphaël
Mahaim wird das Thema mit
einem Vorstoss ins Parlament
bringen, wie er bestätigt. «Anwälte

müssen ihren Beitrag leisten,
damit die Sanktionen durchgesetzt
werden», sagt der Waadtländer
Advokat. «Wenn Anwälte nicht im
klassischen Sinne Leute vertreten,
sondern wie Finanzdienstleister
agieren, dürfen sie sich nicht hinter
dem Anwaltsgeheimnis verste
cken.» Druck macht auch die SP.
Sie fordert ein öffentliches Regis
ter für wirtschaftlich Berechtigte
und Anwälte, zudem sollen sie
dem Geldwäschereigesetz unter
stellt werden. Im letzten Jahr
lehnte das Parlament eine solche
Regelung noch ab.

In der Branche gibt es nach
wie vor Widerstand. Kürzlich

brachten Genfer Anwälte
dem schweizerischen Verband
in einem Brief ihre «tiefe
Besorgnis» zum Ausdruck.
Sie befürchten, dass eine
Aufhebung des Geheimnisses
bei Sanktionen «zu pflichtwidrigem
Verhalten» bei Anwälten führen
könnte. Das Schreiben liegt
der Redaktion vor.

Doch auch das Finanz
departement von Ueli Maurer
reagiert jetzt: Es plant, «so rasch
wie möglich und noch dieses
Jahr mit der Branche Kontakt
aufzunehmen, um Lösungs
ansätze zu diskutieren», wie es
auf Anfrage heisst.


